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Alles, was dir begegnen wird, ist leider nicht zu vermeiden. 
Sören Kierkegaard (1813-1855, dänischer Philosoph) 

Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 6. April 1995: >>Polen warnt vor 
Verzögerung bei NATO-Aufnahme  
... Warschau erwartet 1996 von der NATO eine Entscheidung über die Aufnahme Polens in 
das Bündnis. Sein Land sei gegen eine Verzögerung des Beitritts, sagte Ministerpräsident Jo-
zef Oleksy am Mittwoch in Brüssel. Je länger sich die Osterweiterung hinziehe, desto größer 
werde die Gefahr, daß die Unterstützung in der polnischen Bevölkerung für einen NATO-
Beitritt abnehme. Die Einwände Rußlands wies Ministerpräsident Oleksy zurück. ... 
Oleksy sprach Rußland jede Mitsprache bei der Osterweiterung ab. Die Haltung Rußlands sei 
für Polen ohne Bedeutung.  
Am Montag hatte Rußlands Verteidigungsminister Pawel Gratschow die NATO vor einer bal-
digen Aufnahme osteuropäischer Länder gewarnt und für den Fall der Erweiterung der Alli-
anz nach Osten mit Gegenmaßnahmen gedroht. ... 
Auch NATO-Generalsekretär Willy Claes hob hervor, daß Rußland keinerlei Recht habe, dar-
über zu befinden, ob und wie das westliche Bündnis erweitert werden solle. ... 
Claes bekräftigte, daß nach einer Ost-Erweiterung des Bündnisses die Aufstellung von Trup-
pen und eventuell von Atomwaffen einzig und allein Sache der Allianz sei. Damit reagierte 
auch er auf die jüngsten russischen Warnungen vor einer Ausweitung der NATO. 
Claes hob hervor, daß Rußland keinesfalls isoliert werden dürfe. Polen und andere neue NA-
TO-Mitglieder dürften nicht in die Rolle von Frontstaaten geraten. Die NATO müsse dem 
guten Beispiel der Europäischen Union folgen.<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 13. April 1995: >>Russischer Gene-
ral warnt vor Weltkrieg  
Eine Erweiterung der NATO nach Osten würde nach Überzeugung des russischen Generals 
Alexander Lebed zum Dritten Weltkrieg führen.  
Lebed sagte am Mittwoch in einem Gespräch mit der tschechischen Zeitung "Lidove noviny", 
die westliche Militärallianz sei eine große Gefahr für Rußland. Ihre Erweiterung auf Reform-
staaten wie Polen und Tschechien würde den Beginn des Dritten Weltkrieges bedeuten. Nach 
seiner Ansicht würde "selbstverständlich" die NATO diesen Krieg auslösen. "Das beginnt 
bereits damit, wenn sich ihre Streitkräfte unseren Grenzen nähern", sagte der in Rußland zu 
den populärsten Militärs zählende General. ... 
Er verstehe die Länder nicht, die eine Mitgliedschaft in der Allianz anstrebten. Früher hätten 
sich der Warschauer Pakt und die NATO als zwei feindliche Blöcke gegenübergestanden. Der 
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Westen habe den kalten Krieg gewonnen. "Gegen wen wollt ihr euch jetzt militärisch verbün-
den", fragte der General. ...<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 29. April 1995: >>Polens Außenmi-
nister nennt die Vertreibungen Unrecht  
... Der polnische Außenminister Wladyslaw Bartoszewski hat die Vertreibung der Deutschen 
nach dem Zweiten Weltkrieg bedauert und als Unrecht bezeichnet.  
Bartoszewski sagte am Freitag in der Feierstunde von Bundestag und Bundesrat zum 50. Jah-
restag des Kriegsendes, Polen beklage die Leiden unschuldiger Deutscher, die ihre Heimat 
verloren hätten. "Das Böse ist Böses und nichts Gutes, selbst wenn es ein geringeres und nicht 
zu vermeidendes Böses ist", zitierte Bartoszewski unter dem Beifall seiner Zuhörer den polni-
schen Essayisten Jan Jozef Lipski. ... 
Bartoszewski rief die NATO und die Europäische Union auf, sich für die Reformstaaten Ost-
europas zu öffnen. ...<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete ferner am 29. April 1995 über die Ver-
treibung der Deutschen: >>... 50 Jahre hat es gedauert, bis sich das offizielle Polen bereitge-
funden hat, die polnischen Gewalttaten bei der Vertreibung der Deutschen beim Namen zu 
nennen und das "Leid von unschuldigen Deutschen, die von Kriegsfolgen betroffen waren 
und ihre Heimat verloren haben", zu beklagen. 
Der polnische Außenminister Bartoszewski hat mit seiner gestrigen versöhnlichen Rede im 
Deutschen Bundestag einen dicken Felsbrocken zur Seite geschoben, der auf dem Weg zur 
deutsch-polnischen Normalisierung lag. Es gibt noch genügend Vertriebene in Deutschland, 
die sich an die Rache der Polen für die Greuel des Krieges erinnern. ... 
Die Polen sind vom Kriege, der deutschen Besetzung und der stalinistischen Ära besonders 
heimgesucht worden, bei ihnen sitzen die Verletzungen auch besonders tief. Es ist verständ-
lich, wenn sie sich an den eigenen Beitrag zur Tragödie der Vertreibung nicht gern erinnern 
ließen. Die deutsche Seite hat sich bei dieser Frage auch sehr zurückgehalten. An die politi-
schen Verfehlungen zu erinnern, paßte nicht zur Versöhnungspolitik. 
Zur Normalität im politischen Alltag zurückzukehren heißt aber, offen über das Leid und die 
Verbrechen auf beiden Seiten zu reden. Das hat nichts mit Aufrechnung zu tun, es verfälscht 
nicht die Ursachen des Krieges, es ist aber ein Akt der geschichtlichen Wahrheit und Aus-
druck einer souveränen Haltung. Mit seinen Worten hat Bartoszewski dazu beigetragen, daß 
sich Deutsche und Polen in dieser Frage in die Augen sehen können.<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 21. März 1996: >>NATO hält an 
Osterweiterung fest  
... Rußland kann die Osterweiterung der NATO nach Auffassung ihres Generalsekretärs Ja-
vier Solana nicht verhindern.  
"Die Frage eines Kompromisses zwischen der NATO und Rußland im Hinblick auf die ge-
plante Erweiterung der Allianz steht überhaupt nicht zur Debatte", sagte Solana ... zu Beginn 
seines zweitägigen Rußlandbesuchs in einem Interview. ... 
Die russische Führung hat wiederholt ihre Besorgnis über die geplante Ausweitung der west-
lichen Militärallianz geäußert. Westliche Regierungen haben die Befürchtungen vor der 
Osterweiterung der NATO meist als irrational zurückgewiesen. ... 
US-Außenminister Christopher versicherte am Mittwoch in Prag vor Vertretern von 12 östli-
chen Reformstaaten in einem Vortrag: "Wir lassen Sie nicht auf unbestimmte Zeit im Warte-
saal der NATO sitzen."  
Die USA seien entschlossen, den Weg der Erweiterung des westlichen Verteidigungsbündnis-
ses zu beschreiten. 
Mit Rußland werde es keine Verhandlungen über das Thema Nato-Osterweiterung geben. 
Allerdings müsse auf Moskau Rücksicht genommen werden.<< 
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Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 26. Februar 1997: >>Herzog: 
Deutschland unterstützt Ungarn 
Bundespräsident Roman Herzog hat Ungarn die volle Unterstützung Deutschlands auf dem 
Weg in die Europäische Union (EU) und die NATO zugesichert.  
Bei einem Staatsbesuch in Ungarn sagte Herzog am Dienstag vor der Nationalversammlung 
in Budapest, Ungarn werde zu den ersten Kandidaten gehören, die in die EU und den Nordat-
lantikpakt aufgenommen würden. Herzog würdigte insbesondere die ungarische Minderhei-
tenpolitik. ...<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 18. März 1997: >>Prag weist russi-
sche Drohung empört zurück 
Tschechiens Regierung hat empört auf die Drohung eines russischen Diplomaten reagiert, der 
für den Fall eines NATO-Beitritts des Landes die Wirtschaftsabkommen zwischen Tschechi-
en und Rußland in Frage gestellt habe. ... 
Der Botschafter hatte in einem Interview gesagt, ein Beitritt zur NATO könne schädliche 
Auswirkungen auf wichtige Abkommen haben. Der Beitritt habe für Rußland erhebliche Ver-
luste im Waffengeschäft zur Folge. Als Reaktion könne Rußland seine Abkommen mit Tsche-
chien über die Lieferung von Gas und Atomstrom neu überdenken. ...<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 22. Mai 1997: >>Versöhnung zwi-
schen Ukraine und Polen 
Die Präsidenten Polens und der Ukraine, Aleksander Kwasniewski und Leonid Kutschma, 
haben am Mittwoch in Kiew eine Versöhnungserklärung unterzeichnet, die einen Schlußstrich 
unter die schwierige polnisch-ukrainische Vergangenheit ziehen soll.  
In dem Dokument bekennen sich beide Länder zu ihrer Verantwortung für Unrecht, das ihr 
Verhältnis bis heute belastet. Dabei geht es um blutige Ereignisse aus der Zeit des Zweiten 
Weltkrieges und den ersten Nachkriegsjahren. Experten aus beiden Ländern hatten über ein 
Jahr an dem Dokument gearbeitet.  
Kwasniewski würdigte vor dem ukrainischen Parlament die NATO-Osterweiterung als Stabi-
litätsfaktor für Osteuropa. Die Erweiterung der NATO müsse als "Vorrücken von Stabilität 
und Sicherheit nach Osten" begriffen werden.<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 3. Juli 1997: >>Rumäniens letzte 
Hoffnung sind die Deutschen 
... Seit Monaten haben fast alle rumänischen Diplomaten und Politiker nur ein Ziel: Westliche 
Regierungen sollen davon überzeugt werden, daß das Land zur ersten Gruppe der osteuropäi-
schen Länder zählen müsse, die in die NATO aufgenommen werden.  
Und Deutschland, das weiß auch (Staatspräsident) Constantinescu, kommt dabei eine ent-
scheidende Rolle zu. Bonn könnte im Streit zwischen den USA und den meisten europäischen 
NATO-Mitgliedern den Ausschlag geben. Denn die USA haben sich bereits vor dem Gipfel 
ganz klar festgelegt, daß der NATO mit Polen, Ungarn und Tschechien nur 3 Ländern die 
Aufnahme in der ersten Runde anbieten sollte. 
Vor allem Frankreich und Italien möchten dagegen auch noch Rumänien und Slowenien dabei 
haben. ...<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 8. Juli 1997 über die NATO-
Erweiterung: >>Teures Vergnügen 
Auf ihrer heute beginnenden Gipfelkonferenz werden die Staats- und Regierungschefs der 
NATO-Staaten die Ausdehnung des westlichen Bündnisses nach Osten als großen Erfolg fei-
ern. Aus der Sicht des Kalten Krieges ist die Erweiterung der NATO um Polen, Tschechien 
und Ungarn tatsächlich ein triumphales Ereignis. Aber auf weitere Sicht sind damit für die 
Allianz erheblich Probleme verbunden, über die im Vorfeld der Entscheidung viel zu wenig 
gesprochen worden ist. Vor hochtrabenden Worten wie dem Ausspruch, hier entstehe eine 
neue "europäische Sicherheitsarchitektur", sollte man sich hüten. ... 
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Im amerikanischen Senat sind die Kosten der NATO-Osterweiterung ausgiebig diskutiert 
worden, in Deutschland sind sie merkwürdigerweise praktisch unbeachtet geblieben. Dabei 
handelt es sich um einen Brocken. In einer Ausarbeitung der amerikanischen Regierung sind 
sie auf 35 bis 60 Milliarden DM geschätzt worden.  
Bei der augenblicklichen Finanzklemme in sämtlichen Mitgliedsländern ist das ein gewaltiger 
Betrag. Bei aller Freude, die der bevorstehende Beschluß von Madrid bei den neuen Mitglie-
dern auslösen wird - es ist ein teures Vergnügen. 
Daß diese Ausgaben notwendig sind, wenn die NATO-Erweiterung Sinn haben soll, läßt sich 
nicht bestreiten: Militärischer Schutz setzt entsprechende Vorkehrungen für den Ernstfall vor-
aus. Rund ein Drittel der Summe soll der Modernisierung der Streitkräfte in den drei östlichen 
Staaten dienen. ... 
Die Notwendigkeit dieser Geldausgaben scheint niemand zu bestreiten. Aber schon jetzt ist 
abzusehen, daß dem feierlichen Beschluß alsbald ein unfeierliches Gerangel folgen wird, wer 
denn dies alles bezahlen soll. Polen, Tschechien und Ungarn werden dazu am allerwenigsten 
imstande sein. Die drei hoffen auf Hilfe der Amerikaner und Westeuropäer. Es gibt aber kein 
Land, in dem in den letzten Jahren der Wehretat nicht kräftig angezapft worden ist, um an-
derswo Löcher zu stopfen.  
Soweit bekannt ist, hat nur Amerika kluge Vorsorge getroffen. Die Amerikaner haben im 
Bündnis verkündet, sie fühlten sich bloß verpflichtet, sich an der Verbesserung der Kommu-
nikationsmittel zu beteiligen. Das bedeutet für sie, daß sie nur sehr geringe Kosten zu tragen 
haben - ein willkommenes Geschenk für den Senat, dem auch dadurch die Zustimmung er-
leichtert wird. Um so mehr aber müssen die europäischen Mitglieder mit neuen Belastungen 
rechnen. 
Bisher verschließen davor alle die Augen, nach dem Motto: Kommt Zeit, kommt Rat. ...<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 9. Juli 1997: >>NATO macht Un-
garn, Polen und Tschechien zu neuen Mitgliedern  
Ungarn, Polen und Tschechien werden als erste Staaten des ehemaligen Ostblocks in die NA-
TO aufgenommen. Darauf einigten sich die Vertreter des Bündnisses am Dienstag in Madrid.  
US-Präsident Clinton verteidigte die Entscheidung der Allianz als "riesigen Schritt für eine 
friedliches Europa".<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 11. Juli 1997 über Clintons Besuch in 
Warschau: >>Clinton in Warschau begeistert gefeiert  
Herzlicher kann eine Begrüßung kaum ausfallen: Vor mehreren tausend jubelnden Menschen 
umarmen sich US-Präsident Bill Clinton und Aleksander Kwasniewski auf dem Schloßplatz 
in Warschau. ...  
Clinton sagte, Polen nehme jetzt seinen festen Platz in der Gemeinschaft der demokratischen 
Staaten ein.<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 27. September 1997: >>Deutsche 
zahlen halbe Milliarde 
... Wenn Polen, Ungarn und die Tschechische Republik in die NATO eintreten, kommen auf 
Deutschland in den nächsten 10 Jahren mindestens eine halbe Milliarde Mark an Kosten zu. 
Diesen Betrag, berechnet vom NATO-Stab in Brüssel, hat das Bundesfinanzministerium in 
einem vertrauten Schreiben an den Haushaltsausschuß des Bundestages genannt. 
In amerikanischen Studien werden Summen genannt, die um das 10fache höher sind. ... Sind 
diese Berechnungen korrekt, dann müßte Deutschland jedes Jahr die halbe Milliarde aufbrin-
gen, die der NATO-Stab jetzt für 10 Jahre angesetzt hat. ...<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 27. März 1998: >>Ja-Wort aus 
Bonn: Polen, Tschechen und Ungarn in die NATO  
Der Bundestag hat am Donnertag dem Beitritt Polens, Tschechiens und Ungarns zur NATO 
zugestimmt. Die osteuropäischen Nachbarstaaten sprachen von einer "historischen Weichen-
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stellung". Die NATO-Osterweiterung stützte sich im Bonner Parlament auf eine breite Mehr-
heit: Neben CDU/CSU und FDP votierten auch die Sozialdemokraten dafür. Die Fraktion der 
Grünen jedoch war einmal mehr zerrissen: Es gab Ja-Stimmen, Nein-Stimmen und viele Ent-
haltungen. ...  
Im Bonner Kanzleramt trudelten bereits in der Nacht zum Freitag die Danksagungen ein. Po-
lens Präsident Aleksander Kwasniewski nannte die Zustimmung des Bonner Parlaments in 
einem Schreiben an Bundeskanzler Helmut Kohl "historisch". Das tschechische Außenmini-
sterium erklärt, die deutsche Entscheidung sei "ein weiterer Schritt auf dem Weg zu gutnach-
barschaftlichen Beziehungen im Geiste europäischer Partnerschaft".  
... Nach der heutigen Billigung durch den Bundesrat ist Deutschland nach Kanada, Norwegen 
und Dänemark der vierte der 16 NATO-Staaten, der die Erweiterung ratifiziert hat. 
Viele Redner sprachen von einer der wichtigsten außenpolitischen Entscheidung, die der Bun-
destag jemals getroffen habe.  
"Jetzt wächst in ganz Europa zusammen, was zusammengehört", sagte Außenminister Klaus 
Kinkel. "Dies ist ein Tag, an dem wir dankbar sein sollten." Ohne den Freiheitswillen dieser 
Staaten hätte Deutschland seine Einheit nicht erreicht. ...<< 
Der deutsche CDU-Politiker Alfred Dregger (1920-2002, 1982-1991 Vorsitzender der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion) schrieb am 22. August 1998 in der Wochenzeitung "Das Ost-
preußenblatt" (x887/...): >>"Antifa": Sie kämpft gegen die Freiheit und Einheit des deut-
schen Volkes 
Niemand in Europa hätte an der Zeitenwende 1990/91 geglaubt, daß Kommunisten bald wie-
der ihre Ziele aufgreifen und offen oder verdeckt je wieder reale Macht ausüben würden. Die-
se Hoffnung hat getrogen. Die Verführungskraft von Ideologen ermöglicht sogar deren Wie-
dergeburt. In Frankreich und Italien sind Kommunisten wieder an der Regierung beteiligt. In 
Rußland sind sie stärkste Fraktion in der Staatsduma und blockieren dort - zusammen mit den 
Nationalisten - die notwendigen Reformen. Bei uns in Deutschland "tolerieren" die kaum ge-
wendeten SED-Nachfolger in der PDS die Minderheitsregierung des sozialdemokratischen 
Ministerpräsidenten Höppner in Sachsen-Anhalt. 
Natürlich propagieren die Kommunisten heute nicht mehr die Weltrevolution. Aber sie su-
chen mit Erfolg Partner für Bündnisse und gemeinsame Aktionen, mit deren Hilfe sie zu-
nächst einmal das politische Koordinatensystem in ihrem Sinne nach links verschieben wol-
len. 
Als das wohl wirkungsvollste Mittel dafür haben die Kommunisten den "Antifaschismus" 
erkoren. Schon Walter Ulbricht hatte seinerzeit damit seine Herrschaft in der sowjetisch-
besetzten Zone legitimieren wollen und als Vorstufe zum Sozialismus eine "Antifaschistisch-
Demokratische Ordnung" proklamiert. Die Bundesrepublik Deutschland hingegen sollte als 
Nachfolgestaat der Nationalsozialisten "nazifiziert" werden. 
Dann kam - für viele unerwartet und für fast ebenso viele nicht mehr erwünscht - die Wende, 
der Zusammenbruch des real existierenden Sozialismus. Aus war der Traum der Linken von 
der sozialistischen Spielwiese in der DDR. Doch sie konnte sich damit nicht abfinden. Dies ist 
die wahrscheinlichste Erklärung für den Eifer, mit dem sie die große nationale Aufgabe der 
Einheit behindert, deren Erfolg leugnet und deren Konzepte miesmacht. 
Seitdem gibt es immer wieder Versuche, Deutschland erneut unter "Faschismusverdacht" zu 
stellen, Deutschland darzustellen als historischen einzigartigen Verbrecherstaat und alle, auf 
die wir in unserer Geschichte mit Stolz zurückblicken können, einer "antifaschistischen" In-
quisition zu unterziehen. Da geht es um Kasernennamen, um Ehrenmale, um Friedhöfe mit 
den Gräbern von jungen Soldaten, die für Deutschland gefallen sind. Es ging sogar - wie dies 
die Debatte um den 9. Mai 1945 gezeigt hat - um das Recht auf die Trauer schlechthin. 
Ein Freudenfest hätten wir feiern sollen nach der Zumutung jener, die nicht wahrhaben wol-
len, daß der 9. Mai 1945 nicht nur die Niederlage Deutschland besiegelte und damit auch die 



 6 

Befreiung vom Nationalsozialismus, sondern auch Stalins Herrschaft über einen Teil 
Deutschlands begründet hat und die Teilung unseres Vaterlandes sowie die kommunistische 
Diktatur in der DDR ihren Anfang nahmen. Zudem steht der 9. Mai 1945 noch für den Lei-
densweg von Millionen deutscher Flüchtlinge, von Heimatvertriebenen und Kriegsgefange-
nen. 
"Antifaschismus" läßt sich heute zu vielerlei Zwecken gebrauchen: z.B. als Keule, um An-
dersdenkende willfährig oder mundtot zu machen. Unter den vielen Initiativen und Kampag-
nen, mit denen seit 1990 "antifaschistischer Kampf" um die Meinungsführerschaft in 
Deutschland geführt wird, mit dem Ziel eines "Politikwechsels" bzw. einer "anderen Repu-
blik", möchte ich hier nur einige nachzeichnen, die sich gegen die Wehrmacht richteten und 
richten, in der mehr als 18 Millionen Deutsche überwiegend aufgrund einer gesetzlichen 
Wehrpflicht ihren Dienst für ihr Vaterland leisten mußten. 
Die Kampagne begann mit einem Artikel in der Wochenzeitung "Die Zeit". Dort hieß es am 
31. Januar 1992: "Was, bald 50 Jahre nach Kriegsende, immer noch fehlt, ist eine öffentliche 
Darstellung der größten 'Mord- und Terrororganisation' der deutschen Geschichte: der deut-
schen Wehrmacht". Das war ein ungeheuerlicher Vorwurf. Ich habe damals an den Herausge-
ber dieser Zeitung, Altbundeskanzler Helmut Schmidt, geschrieben: 
"Dies ist insbesondere eine Verleumdung derer, die im Krieg für ihr Vaterland gefallen sind, 
wie mein Bruder, und die sich dagegen nicht mehr zur Wehr setzen können. Wir aber, die wir 
das Glück hatten - oder die Gnade - zurückzukehren, wir dürfen den Vorwurf des Mordes und 
des Terrors auf unseren gefallenen Kameraden nicht sitzenlassen. Deshalb fordere ich Sie auf: 
Tragen Sie dafür Sorge, daß diese maßlose Verleumdung von Ihrem Blatt widerrufen wird." 
Helmut Schmidt antwortete postwendend: "Die von Ihnen gerügte Bezeichnung der deutschen 
Wehrmacht als 'größte Mord- und Terrororganisation der deutschen Geschichte' findet meine 
scharfe Kritik. 'Die Zeit' wird ihre Mißbilligung auch nach außen erkennbar machen." 
Nun, "Die Zeit" hat dann meinen Brief an Helmut Schmidt als Leserbrief veröffentlicht. Das 
war sie, die "Mißbilligung". Sie galt auch nur für eine Weile. Denn bereits im März 1995 ver-
anstaltete dieses Blatt ein "Zeit-Forum", auf dem die Kampagne gegen die Wehrmacht fortge-
führt wurde. 
Auf diesem Forum bemerkte Dr. Theo Sommer einleitend: "50 Jahre nach dem Ende des 
Zweiten Weltkrieges ist es unvermeidlich, daß auch die Rolle der Wehrmacht in diesem Krieg 
näher betrachtet wird."  
Auf diesem Forum wurde z.B. darauf hingewiesen, Heydrich sei Offizier der Marine gewe-
sen. Offensichtlich paßte dieses Argument gut in das geplante Agitationsmuster, demzufolge 
Heydrich und Admiral Canaris neben Admiral Dönitz die Nazi-Hörigkeit der Marine belegen 
sollten; ausgerechnet Canaris, der als Angehöriger des militärischen Widerstandes gegen Hit-
ler am 9. 4. 1945 gehängt worden ist. Verschwiegen wurde hingegen, daß der Oberleutnant 
zur See Heydrich bereits im April 1931 (!) aus der Marine ausgestoßen wurde - wegen Un-
würdigkeit. 
Inzwischen macht diese Kampagne tatsächlich nicht mehr Halt vor dem militärischen Wider-
stand gegen Hitler. In einem Aufsatz im Begleitbuch zur Heer/Reemtsma-Ausstellung gegen 
die Wehrmacht wird versucht, sogar dessen aktivste Gruppe, die um Henning von Tresckow, 
als Täter im "schmutzigen Partisanenkrieg" und beim "Holocaust" anzuprangern. Ausgerech-
net von Tresckow, der bekanntlich wegen der Nazimorde das Attentat auf Hitler - "koste es, 
was es wolle" - gefordert hat, um damit von der moralischen Substanz des anderen Deutsch-
land Zeugnis zu geben!  
Soll etwa mit solchem Verurteilungseifer nun auch der Widerstand gegen Hitler geleugnet, 
zumindest aber relativiert werden? Und warum soll das geschehen? Vielleicht, weil nach den 
Worten des großen Franzosen und Europäers Joseph Rovan, der als Jude Dachau überlebt hat, 
"die Männer und Frauen des Widerstandes zu jenen gehören, denen das deutsche Volk es ver-
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dankt, in Ehren weiterleben zu können". 
Das Kalkül ist einfach: Gelänge es, selbst den Widerstandskämpfern die Ehre zu nehmen, wä-
re das ganze deutsche Volk entehrt. Und das ist offensichtlich das Ziel. Der auch von der An-
tifa-Agitation immer wieder vorgetragene Hauptvorwurf gegen die Wehrmacht lautet, sie ha-
be sich für Hitlers "Angriffskrieg" zur Verfügung gestellt. Was heißt "zur Verfügung gestellt", 
angesichts einer gesetzlich begründeten allgemeinen Wehrpflicht, der sich niemand entziehen 
konnte? 
Die Angehörigen meines Jahrgangs (1920) konnten Hitler nicht wählen. Dafür waren sie zu 
jung. Aber sie wurden von ihm in den Krieg geschickt, und nur die Hälfte davon ist daraus 
zurückgekehrt. Die aber, die nicht zurückgekehrt sind, sind nicht für Hitler gestorben, den 
Verderber Deutschlands, sondern für unser Vaterland. Ein Schuft, wer ihnen jetzt auch noch 
die Ehre nehmen wollte! 
Neuerdings versucht man sogar, Überläufern und Deserteuren Denkmäler zu errichten. Sollte 
es ehrenwerter gewesen sein, zu Stalin überzulaufen, anstatt das deutsche Volk und die deut-
schen Frauen gegen dessen Rote Armee zu verteidigen? 
Wahr ist, daß die Nationalsozialisten schreckliche Verbrechen begangen haben; das gilt ins-
besondere für die Ausrottungsmorde an den deutschen und europäischen Juden. Wahr ist wei-
ter, daß auch Soldaten der Wehrmacht an solchen Verbrechen beteiligt waren. Es ist aber 
ebenso wahr, daß die große Masse der mehr als 18 Millionen deutschen Soldaten keinen An-
teil daran hatte. Sie haben auch nicht an den Fronten gekämpft, um hinter diesen das Vernich-
tungswerk der NS-Einsatzgruppen zu ermöglichen, wie es in verleumderischer Absicht immer 
wieder unterstellt wird. Dieses Vernichtungswerk fand übrigens unter größter Geheimhaltung 
statt, weil Hitler wußte, daß das deutsche Volk ihm auf diesem Weg nicht zu folgen bereit 
gewesen wäre. 
Es ist auch wahr, daß in der Wehrmacht Disziplin herrschte. Plünderungen und Vergewalti-
gungen wurden schärfstens bestraft. Massenvergewaltigungen wie seitens der Roten Armee 
und in diesem Jahrzehnt wieder durch die serbische Soldateska, hat es bei der deutschen 
Wehrmacht nicht gegeben, und schon gar nicht wären solche von der Führung hingenommen 
oder gar von ihr begünstigt worden. Es gab auch in der Wehrmacht keinen der Propaganda 
Ilja Ehrenburgs vergleichbaren Aufruf zu Verbrechen und Gewalttaten gegen die Zivilbevöl-
kerung. 
In den ersten Nachkriegsjahrzehnten wurde die Ehre der deutschen Soldaten, die an diesem 
Krieg teilnehmen mußten, hochgehalten; in Deutschland, wie bei unseren Kriegsgegnern. Seit 
Jahren tingelt nun eine von dem früheren Kommunisten Heer und dem Zigarettenmilliardär 
Reemtsma organisierte Ausstellung durch deutsche Lande, die das Andenken und die Ehre 
der deutschen Soldaten besudelt. Das soll sie wohl sein, die öffentliche Darstellung der Wehr-
macht als "größte Mord- und Terrororganisation der deutschen Geschichte", wie "Die Zeit" es 
bereits 1992 gefordert hatte.  
"Verbrechen der Wehrmacht", so heißt diese Ausstellung, ein infames Machtwerk, das der 
früheren sowjetischen Propaganda in nichts nachsteht. Inzwischen hat sich ein Designer zu 
Wort gemeldet und bekundet, im Auftrage Reemtsmas und mit dessen Geld die ihm zu dieser 
Ausstellung passenden Bilder aus sowjetischen Archiven zusammengeklaubt zu haben; ein 
Designer also, einigermaßen erfahren mit dem wirkungsvollen Arrangement von Ausstellun-
gen, aber ohne jede Sachkenntnis und Qualifikation im Hinblick auf den Ausstellungsgegen-
stand und die kriegsgeschichtlichen Zusammenhänge.  
Die Ausstellung versöhnt nicht, sie spaltet. Und das soll sie wohl auch. Wer aber auf diese 
Weise einen Keil zwischen die Generationen unseres Volkes treibt, der trifft es in der Seele 
und gefährdet seinen Zusammenhalt. Das ist kein Werk des Friedens, sondern des Unfriedens. 
Daß diese Ausstellung zu den Aktionen des "Antifaschismus" gegen Deutschland zählt, kön-
nen wir daran erkennen, daß es die PDS gewesen ist, die den Antrag gestellt hatte, diese Aus-
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stellung auch in den Räumen des Deutschen Bundestages zu zeigen. Gott sei Dank wurde die-
ses schlimme Ansinnen abgelehnt. 
Wenn es gelänge, alle jene als Verbrecher darzustellen, die in der Wehrmacht gedient haben 
und alle jene als Hitlers Mittäter zu denunzieren, die sich ihm nicht unter höchstem Risiko in 
den Weg gestellt haben, dann verlöre unser Volk seine Selbstachtung, sein Selbstvertrauen 
und damit auch seinen Willen zur Selbstbehauptung. 
Seit nunmehr acht Jahren gehören auch unsere Landsleute in der ehemaligen DDR dazu. Sie 
haben mehr als wir im Westen an den Folgen des von Hitler und Stalin angezettelten Krieges 
leiden müssen. Sie bauen ihre Heimat nun zu einem blühenden Gemeinwesen auf, mit unserer 
solidarischen Hilfe. Wir dürfen nicht zulassen, daß dieses Aufbauwerk just von jenen behin-
dert und gestört wird, die für die Misere im "real existierenden Sozialismus" verantwortlich 
waren. 
Der damals schon von schwerer Krankheit gezeichnete und inzwischen verstorbene französi-
sche Staatspräsident Mitterand hat uns Deutschen am 8. Mai 1995 bei dem feierlichen Staats-
akt mit unseren ehemaligen Kriegsgegnern in Berlin ein großartiges Vermächtnis hinterlas-
sen, das wir dankbar annehmen sollen. Er sagte: 
"Ich bin nicht gekommen, um den Sieg zu feiern, über den ich mich für mein Land gefreut 
habe. Ich bin nicht gekommen, um die Niederlage der Deutschen zu unterstreichen, weil ich 
die Kraft, die im deutschen Volk ruht, kenne, seine Tugenden, seinen Mut - und wenig bedeu-
ten mir in diesem Zusammenhang die Uniformen und selbst die Ideen, die in den Köpfen der 
Soldaten damals gewohnt haben, die in so großer Zahl gestorben sind. Sie waren mutig, sie 
nahmen den Verlust ihres Lebens hin, für eine schlechte Sache. Aber ihre Haltung hatte damit 
nichts zu tun. 
Sie liebten ihr Vaterland. Es ist notwendig, daß uns das klar wird. Europa, das bauen wir, aber 
unsere Vaterländer lieben wir. Bleiben wir uns selbst treu. Verbinden wir die Vergangenheit 
mit der Zukunft, und wir werden in Frieden den Geist dieses Zeugnisses an jene weitergeben 
können, die uns nachfolgen." 
Das sind Worte eines großen Franzosen und großen Europäers, der gegen Deutschland ge-
kämpft hat. Er hat mit dieser Rede dem deutschen Volk den Weg gewiesen; den Weg des 
Friedens mit sich selbst, den Weg der Versöhnung mit seinen Nachbarn, den Weg zum Auf-
bau eines gemeinsamen Europa in Friede und Freiheit. Verneigen wir uns in Dankbarkeit vor 
diesem großen und aufrechten Mann und vor denen, die - in welcher Situation auch immer - 
das schwere Schicksal des Krieges tragen mußten.<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 13. März 1999: >>Scharping: Ge-
winn für Deutschland 
Bundesverteidigungsminister Rudolf Scharping sieht im NATO-Beitritt von Polen, Tschechi-
en und Ungarn einen Gewinn für Deutschland.  
Die Bundesrepublik stehe damit vor einer "historisch einmaligen Situation, nämlich zum er-
sten Mal nur von Freunden und Partnern umgeben zu sein", sagte er der in Berlin erscheinen-
den Tageszeitung "Die Welt".  
Zugleich wies Scharping Bedenken Rußlands zurück: "Die NATO-Erweiterung richtet sich 
gegen niemand. Sie ist Export von Sicherheit und Stabilität."  
Die Erweiterung werde verknüpft mit einer sehr engen Kooperation mit Rußland: "Insgesamt 
wird die Lage in Europa sicherer."<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 13. März 1999: >>NATO nimmt drei 
neue Mitglieder auf ...  
Rußland bekräftigte seine ablehnende Einschätzung. Außen- und Verteidigungsministerium in 
Moskau bezeichneten die Erweiterung am Freitag erneut als schweren historischen Fehler. 
Das Außenministerium warnte, ... (die) Osterweiterung könne zum Aufbrechen neuer Tren-
nungslinien führen. ...<< 
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Die Tageszeitung "Die Welt" berichtete am 21. Oktober 1999 über die umstrittene Wander-
ausstellung "Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehrmacht 1941 bis 1944": >>... Die zwei-
felhafte Macht der Bilder 
Seit rund viereinhalb Jahren debattieren und streiten die Deutschen über die Ausstellung 
"Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehrmacht 1941 bis 1944". Neue Studien belegen nun, 
daß die Veranstalter bei der Auswahl einzelner Fotos falsch lagen. ... 
Sie ist umstritten wie kaum eine andere Ausstellung vor ihr. Bundesweit hat die Wanderschau 
mit dem Titel: "Vernichtungskrieg - Verbrechen der Wehrmacht 1941 bis 1944" für heftige 
Kontroversen gesorgt. Seit ihrer Eröffnung im März 1995 haben rund 860.000 Besucher in 32 
Städten die Ausstellung gesehen. Bei fast jeder Station kam es zu Demonstrationen und ge-
waltsamen Protesten gegen die Fotoschau, in der die Wehrmacht für die systematische Er-
mordung von Millionen Menschen verantwortlich gemacht wird. ...<< 
Die Tageszeitung "Die Welt" berichtet am 21. Oktober 1999 über die umstrittene Wanderaus-
stellung "Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehrmacht 1941 bis 1944": >>... Die zwei-
felhafte Macht der Bilder 
Seit rund viereinhalb Jahren debattieren und streiten die Deutschen über die Ausstellung 
"Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehrmacht 1941 bis 1944". Neue Studien belegen nun, 
daß die Veranstalter bei der Auswahl einzelner Fotos falsch lagen. ... 
In zwei angesehenen wissenschaftlichen Zeitschriften - "Vierteljahreshefte für Zeitgeschich-
te" aus dem Institut für Zeitgeschichte in München und "Geschichte in Wissenschaft und Un-
terricht" - publizierten die Historiker Bogdan Musial, Krisztián Ungváry und Dieter Schmidt-
Neuhaus kritische Anmerkungen zu der seit langem umstrittenen Wanderausstellung "Ver-
nichtungskrieg. Verbrechen der Wehrmacht 1941 bis 1944". Diese geht jetzt in das fünfte Jahr 
und zählt schon über 800.000 Besucher.  
Es ist bemerkenswert, daß zwei der Autoren aus Ostmitteleuropa kommen, der dritte kein 
Fachhistoriker ist. Renommierten deutschen Historikern scheint offenkundig die Debatte um 
die Wehrmacht-Ausstellung zu politisch, als daß sie sich noch kritisch äußern wollen. Die 
Arbeit verblieb daher den akribischen Archivgängern. 
Und die haben sich ins Detail vertieft und eine zur Geschichtswissenschaft elementar zugehö-
rige Quellenkritik geübt. Wann entstand das Foto? Wo ist es zu verorten? Wer waren die Tä-
ter? Von wem stammt die Bildlegende? Im Gegensatz zu den datierten Textquellen der Aus-
stellung - Wehrmachtsbefehle, Feldpostbriefe, Prozeßaussagen - gleicht die Überprüfung von 
Bildern einem Kriminalfall. Die Historiker müssen mit Lupe, Zentimetermaß und Vergleichs-
bildern aus anderen Archiven arbeiten.  
"In zwei polnischen Archiven und im Fotoarchiv des Holocaust-Museums befinden sich min-
destens sieben Fotografien, die zweifelsfrei dieselbe Szene darstellen, aber aus einem anderen 
Blickwinkel", schreibt zum Beispiel Musial, wo es um eine strittige Ortsangabe geht. Man-
ches - so räumen auch die Ausstellungsmacher Hannes Heer und Bernd Boll inzwischen ein - 
ist auf den Tafeln und im Katalog tatsächlich inkorrekt vermerkt. ... 
... Den Vorwurf mangelnder Sorgfalt oder gar Manipulation will sich Heer nicht machen las-
sen. Man habe nur in angesehenen internationalen Archiven nach Bildmaterial recherchiert 
und dabei die Bildunterschriften, so wie sie waren, übernommen. Die große Mehrzahl der 801 
Fotos des Katalogs seien nach wie vor unbezweifelt. Es sei aber richtig, daß ein sehr krasses 
Erschießungsbild aus Stari Becej ungarische Soldaten hinter der Waffe zeige - und nicht die 
Wehrmacht. Ein ähnlicher Fall, mit finnischen Soldaten, wurde aus der Ausstellung bereits 
entfernt. 
... Die Wehrmacht-Ausstellung, von Anfang an umstritten, löste eine wichtige Debatte zur 
Vergangenheit in Deutschland aus. Selten hat es eine Wanderschau - mit der eigenwilligen 
Mischung von Kriegsbildern, Alltagsmomenten und Erschießungs- oder Erhängungsszenen - 
in dem Maße geschafft, das Schweigen zwischen den Generationen aufzubrechen. Die Aus-
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stellungsmacher haben sich mit ihrer verdichteten These des Ostfeldzuges als "großes Verbre-
chen" sehr exponiert und damit Verantwortung übernommen. Jetzt aber, so scheint es, können 
sie ihren Kritikern wenig entgegensetzen. 
Chronik einer Ausstellung 
Sie ist umstritten wie kaum eine andere Ausstellung vor ihr. Bundesweit hat die Wanderschau 
mit dem Titel: "Vernichtungskrieg - Verbrechen der Wehrmacht 1941 bis 1944" für heftige 
Kontroversen gesorgt. Seit ihrer Eröffnung im März 1995 haben rund 860.000 Besucher in 32 
Städten die Ausstellung gesehen. Bei fast jeder Station kam es zu Demonstrationen und ge-
waltsamen Protesten gegen die Fotoschau, in der die Wehrmacht für die systematische Er-
mordung von Millionen Menschen verantwortlich gemacht wird. ...<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 5. November 1999 über die umstritte-
ne Wanderausstellung "Vernichtungskrieg. Verbrechen der Wehrmacht 1941 bis 1944": 
>>Wehrmachtskritiker stoppen ihre strittige Ausstellung 
Einige Fotos zeigen Opfer der Sowjets / Termine in Braunschweig und New York gestrichen 
Die umstrittene Wehrmachtsausstellung wird nach massiver Kritik von Historikern zurückge-
zogen und grundlegend überprüft. ... Auch die Auslandsversion der Bilder-Schau über die 
Verbrechen der Wehrmacht wird nicht wie geplant in den USA gezeigt, wo sie am 2. Dezem-
ber in New York eröffnet werden sollte, sagte der Leiter des Hamburger Instituts für Sozial-
forschung, Jan Philipp Reemtsma, am Donnerstag. ... 
Das Institut für Sozialforschung reagierte damit auf Kritik von Wissenschaftlern, vor allem 
auf die des polnischen Historikers Bogdan Musial. Musial hatte in den "Vierjahresheften für 
Zeitgeschichte" (Ausgabe IV/99) im Oktober geschrieben, daß ein in der Ausstellung gezeig-
tes Bild, auf dem viele Leichen zu sehen sind, nicht eine Massenerschießung der Wehrmacht 
in Kraljewo (Serbien) dokumentiert, sondern die Ermordung von Gefängnisinsassen Ende 
1941 durch den sowjetischen Geheimdienst NKWD im galizischen Lemberg. 
Musial versuchte in seinem Zeitschriftenbeitrag zu beweisen, daß wenigstens neun der Fotos 
der Ausstellung sowjetische Verbrechen zeigen und daß das auch bei weiteren zwei Dutzend 
vermutet werden kann. Der Historiker sah vor diesem Hintergrund die Glaubwürdigkeit der 
korrekten Zuordnung auch der übrigen Bilder der Ausstellung erschüttert. … 
Die Wehrmachtsausstellung des Hamburger Instituts für Sozialforschung wird seit mehr als 4 
Jahren in Deutschland und Österreich gezeigt und hat mehr Aufsehen, Zustimmung und Wi-
derspruch erregt als jede historische Ausstellung zuvor.<< 
Die Schwester eines 1943 an der Ostfront gefallenen deutschen Wehrmachtssoldaten schrieb 
damals (x170/42): >>... Absolut empörend ist die heutige deutsche Darstellung der ehemali-
gen deutschen Wehrmacht als Verbrecherbande.  
Mein Bruder war kein Kriegsverbrecher, sondern das Opfer von Hitlers Wahnsinnspolitik. Ich 
lehne auch jegliche deutsche heutige Kriegsbeteiligung ... ab, ich lehne die Wehrpflicht für 
fremde Zwecke ab (außer Landesverteidigung)!  
Nicht Soldaten zetteln Kriege an, sondern Politiker!!!<< 
Die Wochenzeitung "Das Ostpreußenblatt" berichtete am 18. März 2000 (x887/...): >>Mord 
an den Vätern - Die angebliche? Traditionsunwürdigkeit der Wehrmacht. 
Bemerkungen zur geistigen Lage der Bundesrepublik ... 
Bei der geschilderten Umwertung der deutschen Geschichte ins Negative und alles Westli-
chen ins Positive spielt die Wehrmachtsausstellung eine wichtige Rolle. Viele Beispiele bele-
gen das hohe, sehr hohe Ansehen der Wehrmacht und ihrer Vorgänger. 
Beispiele: 1950 bat das israelische Verteidigungsministerium mehr als eintausend Militärs 
und Militärhistoriker, die Streitkräfte der beiden Weltkriege zu bewerten. Wie zu erwarten 
war das Ergebnis eindeutig: Die deutschen Truppen wurden mit großem Abstand als die be-
sten bewertet.  
Als persönliche Reminiszenz: Im Fest- und Vortragssaal des Verteidigungsministeriums eines 
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südostasiatischen Staates stehen als Mahnung für die jungen Offiziere drei Sentenzen. Eine 
von einem Chinesen. Sun Tsu, eine von Clausewitz und eine von Rommel. 
Als Letztes: 1993 veröffentlichte einer der großen amerikanischen Verlage unter Mitarbeit 
von Wissenschaftlern aus sechzehn Nationen eine sechsbändige Enzyklopädie der Militärwis-
senschaften. Der Artikel "Kampfkraft" wurde von dem vielleicht bekanntesten amerikani-
schen Militärhistoriker, T. N. Dupuy, verfaßt. Er urteilte, die Kampfkraft der deutschen Heere 
sei mehr als hundert Jahre lang der Neid der Welt … gewesen. 
Diese Achtung vor dem deutschen Soldaten ist für das neubundesrepublikanische Gefühl 
ebenso unerträglich wie die Achtung vor den Bachpassionen, wie Belle Alliance oder Fried-
rich dem Großen. Also ist die Wehrmachtsausstellung willkommen. Viele Politiker und viele 
Intellektuelle haben auf diese Ausstellung wohl gewartet wie die Wüste auf den Regen: nur so 
ist die Resonanz auf die Ausstellung zu erklären, daß kaum gefragt wird, ob ein mehrfach 
vorbestrafter kommunistischer Funktionär und ein Reemtsma wenigstens gewillt sein könn-
ten, uns ein zutreffendes Bild von der Wehrmacht zu vermitteln.  
Helmut Schmidt hat die Ausstellung als "Masochismus" gewertet: sachlich ist sie bedeutungs-
los. Um so wichtiger ist sie als Indikator des geistigen Zustandes der Bundesrepublik. …<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 14. April 2000: >>Per Losentscheid 
zur Bundeswehr?  
Armee soll drastisch schrumpfen 
Viele junge Männer werden künftig nicht mehr zum Wehrdienst einrücken müssen. Die Zu-
kunftskommission der Bundeswehr will der Bundesregierung vorschlagen, den Umfang der 
Streitkräfte von jetzt 330.000 auf 240.000 Mann zu verringern. ... 
Der SPD-Verteidigungsexperte Volker Kröning hat einen Friedensumfang der Streitkräfte 
von 250.000 Soldaten vorgeschlagen. Die Grünen wollen eine Freiwilligenarmee mit einer 
Friedensstärke von 150.000 bis 180.000 Soldaten und die Wehrpflicht abschaffen.<< 
Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 3. Juni 2000: >>Reichlich Kritik für 
Scharpings Bundeswehr-Pläne 
Der Union sind 277.000 Soldaten zu wenig, den Grünen zu viel - und auch Offiziere 
murren / Volle Öffnung für Frauen 
 ... Das Konzept, das spätestens am Mittwoch nach Pfingsten vom Kabinett abgesegnet wer-
den soll, löste ein geteiltes Echo bei Regierungs- und Oppositionsparteien aus. Kernpunkte 
sind die unbeschränkte Öffnung für Frauen, die Reduzierung der Truppenstärke und die Ver-
kürzung des Wehrdienstes.  
Frauen dürfen alles: Die Bundeswehr wird im Januar die ersten Frauen auf freiwilliger Basis 
für alle Laufbahnen und Verwendungen einstellen. Bisher ist die Tätigkeit von Frauen auf 
Sanitäts- und Musikdienst beschränkt. Künftig können sie auch Kampfpilotinnen und Kampf-
schwimmerinnen werden. 
Formel "255.000": Scharpings Konzept sieht die Reduzierung von 320.000 auf 277.000 Sol-
daten vor. Danach werden aber nur 255.000 tatsächlich zur Verfügung stehen, weil sich je-
weils 22.000 in Qualifizierungs- und Berufsförderungsmaßnahmen befinden. ... 
Neun Monate Wehrdienst: Der Wehrdienst wird von zehn auf neun Monate verkürzt, die in 
einem sechsmonatigen Block und spätere Wehrübungen aufgeteilt werden können. ...  
CDU/CSU-Wehrexperte Paul Breuer meinte dagegen, die Bundeswehr würde schon durch 
Scharpings Reform für ihre Hauptaufgabe Landes- und Bündnisverteidigung "zu klein dimen-
sioniert".  
Bei vielen Offizieren im Verteidigungsministerium stößt die Aufteilung der Wehrdienstzeit 
auf Skepsis. Daran, daß sich die restlichen drei Monate des gekürzten neunmonatigen Wehr-
dienstes in Wehrübungen nachholen lassen, glaubt kaum einer.<< 
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Die "Hannoversche Allgemeine Zeitung" berichtete am 21. November 2000: >>Jeder fünfte 
EU-Soldat kommt aus Deutschland 
Europäische Union stellt Eingreiftruppe von 100.000 Mann zusammen 
... Die Bundeswehr wird rund 20 Prozent dieser europäischen Eingreiftruppe stellen. ... Wir 
sind auf dem guten Weg, aber noch nicht am Ziel", sagte Scharping. ... 
Weder stehen Lufttransportmittel zur Verfügung, noch hat die EU die notwendige Fähigkeit 
zur Aufklärung. Selbst die Kommunikation und die technische Zusammenarbeit zwischen den 
Streitkräften läßt zu wünschen übrig. ... Die EU-Staaten seien jedoch dabei, die Lücken zu 
schließen, die bisher verhindern, daß die europäischen Streitkräfte allein Aufgaben der Kri-
senbewältigung übernehmen können.  
Mit dem Bau eines Airbus-Militärtransporters und mit dem geplanten gemeinsamen Luft-
transportkommando seien Deutschland, Frankreich und die Niederlande auf dem Weg, die 
Defizite zu beheben, sagte Scharping.<< 
Der deutsche Publizist Klaus Wippermann schrieb am 14. Mai 2005 in der Wochenzeitung 
"Preußische Allgemeine Zeitung" (x887/...): >>"Nie wieder Deutschland" 
Erinnern - Vergessen - Verachten: Zum Umgang der Deutschen mit dem Gedenken / Teil I 
Wir Deutschen sind auf mancherlei Gebieten Weltmeister, auch wenn solche Vorrangstellung 
immer wieder verlorengehen kann. In zwei Bereichen aber sind wir Weltmeister, wo wir von 
anderen Staaten gar nicht eingeholt oder überholt werden möchten: auf dem Gebiet des Erin-
nerns und dem des Vergessens. … 
Identität ist ohne Erinnerung nicht möglich; eine einseitige Erinnerung aber führt zu einer ge-
störten Identität.  
Die Arbeit an einer vollständigen, komplexen Erinnerung - eben die "Kunst der Erinnerns" -, 
wie sie uns die deutsche Zeitgeschichte auferlegt hat, ist nur mit einer nicht in Frage gestellten 
Identität möglich. Gelingt dies nicht, werden Ungeheuer geboren. Es darf nicht dazu kommen, 
daß eine unaufhörliche "Bewältigung der Vergangenheit" letztlich eine Überwältigung der 
Gegenwart und sodann eine Nichtmehrbewältigung der Zukunft zur Folge hat. … 
Der jüdische Talmud enthält einen Spruch, der auch bei uns sehr geschätzt wird: "Das Ge-
heimnis der Erlösung heißt Erinnerung." In der Bundesrepublik gibt es seit über einem halben 
Jahrhundert ein ehrliches, außerordentlich intensives Gedenken an die Holocaust-Opfer; die 
Zahl der Erinnerungstafeln, der Mahnmale und Gedenkstätten ist kaum noch überschaubar. 
Allein die beiden von der Bundeszentrale für politische Bildung erstellten gewichtigen Do-
kumentationsbände beschreiben über 8.000 solcher Erinnerungsmale. Haben wir damit "Erlö-
sung" erreicht? 
Offenbar aber trifft dieser Spruch auch in seinem Gegenteil zu: "Das Geheimnis der Erlösung 
heißt Vergessen" - nämlich dann, wenn es um "deutsche" Opfer geht. Ganz offensichtlich gilt 
für sie nicht die Maxime, nach der sich bei uns sogar eine eigene Initiative benannt hat: "Ge-
gen das Vergessen". Für deutsche Opfer lautet die politisch korrekte Forderung vielmehr: 
"Für das Vergessen!"  
Gegenteilige Versuche des Erinnerns werden sogleich als "ewiggestrig" verurteilt. "Ewigge-
strig" soll also offenbar nur die Erinnerung an die "eigenen" Opfer sein, die Erinnerung an die 
"anderen" dagegen zukunftsweisend. Das ist eine sehr seltsame, ja gegensätzliche Zweiteilung 
des Opfergedenkens und für die politische Kultur unseres Landes äußerst problematisch. 
Ist das in dieser Kürze zu hart, zu polemisch formuliert? Ich meine nicht, denn wenn es um 
die "eigenen" Opfer geht - von den Millionen gefallener und vermißter Soldaten, den Millio-
nen Verwundeter, den Hunderttausenden Frauen, Kindern und alter Menschen, die absichtlich 
von den Alliierten durch den Bombenkrieg getötet wurden, bis hin zu den 15 Millionen 
Flüchtlingen und Vertriebenen, von denen zweieinhalb Millionen ihr Leben lassen mußten - 
wenn es um dieses riesige Millionenheer von Opfern geht, zudem um den Verlust von fast 
einem Drittel des deutschen Reichsgebietes sowie um die bis in die letzten Kriegstage hinein 
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versuchte Auslöschung der alten deutschen Städtekultur - dann ist hierzulande Vergessen und 
Schweigen geboten. Aber wäre es doch "wenigstens" nur Schweigen!  
Nein, diese Abermillionen von Toten und Vertriebenen werden bei uns - von uns! - verhöhnt, 
verspottet, diffamiert und die wenigen Erinnerungsmale geschändet, ohne daß sich öffentli-
cher Protest bemerkbar machen würde! Man stelle sich hingegen die politischen Reaktionen 
vor, bis hin zu sofortigen strafrechtlichen Maßnahmen, wenn eine andere Opfergruppe auch 
nur sehr entfernt so behandelt werden würde. 
Für dieses zutiefst amoralische zweierlei Maß ist unter anderem die Parole verantwortlich: 
"Deutsche Täter sind keine Opfer!" Diese zuerst von linksextremen "Antifa-Gruppen" benutz-
te Unterstellung und Ausgrenzung scheint mir nichts weniger zu sein als Volksverhetzung, 
die neue Form eines "linken Rassismus" - wenn nämlich große Menschengruppen nicht auf-
grund von ethnischen Eigenarten, sondern wenn sie als Angehörige des eigenen Volkes infol-
ge traumatischer Katastrophen und Schicksalsschläge verachtet und ausgegrenzt werden. Mir 
ist kein anderes Land der Welt bekannt, in dem etwas Vergleichbares möglich wäre. 
Wenn es um das Gedenken an unsere in zwei Weltkriegen gefallenen Soldaten geht, so hat 
Deutschland in den letzten Jahrzehnten auch hier einen weltweit einmaligen Sonderweg in 
einen moralischen Abgrund beschritten. In keinem anderen Kulturstaat wäre es auch nur 
denkbar, daß ein solches Gedenken verweigert, mißachtet, ja geschändet würde. Auch eine 
Diffamierungskampagne wie die sogenannte "Wehrmachtsausstellung" - hierzulande öffent-
lich gefördert und gepriesen - wäre in keinem anderen Staat, der sich noch einen Rest von 
Selbstachtung bewahrt hat, möglich gewesen. 
Während für die Bundeswehrführung die deutschen Soldaten des Zweiten Weltkrieges und 
selbst die des Ersten Weltkrieges, das heißt die eigenen Väter und Großväter, offenbar keine 
Kameraden sind, setzen sich ihre früheren Gegner bei unseren Politikern - bis hin zum Bun-
despräsidenten - für "ihre Kameraden" ein! "Um für die Ehre des deutschen Soldaten einzu-
treten", die in Deutschland mißachtet werde, obwohl "sie ihr Leben für Deutschland gaben", 
wandte sich beispielsweise der Sprecher des Veteranenverbandes der 8. britischen Armee - 
die in Afrika harte Kämpfe gegen Rommel führen mußte - an deutsche Politiker:  
"Wie ich, haben diese Männer nur noch wenig Zeit vor sich, aber es ist genug Zeit für 
Deutschland, ihnen ihren Stolz zurückzugeben. In der Zeit des Krieges haben sie ihre Pflicht 
vorangestellt; es ist jetzt Zeit für Deutschland, seinerseits seine Pflicht für sie zu tun." 
Dieser Pflicht zur objektiven Würdigung kommt öffentlich bisher nur das Ausland nach. Eine 
internationale Studie des israelischen Generalstabs stellte zum Beispiel fest, daß sowohl im 
Ersten wie im Zweiten Weltkrieg von allen beteiligten Armeen die deutschen Soldaten die 
tapfersten waren. Auch der israelische Militärhistoriker Martin van Creveld konstatierte, daß 
die Wehrmacht "besser als jede andere moderne Streitkraft die Verbindung von Initiative und 
Disziplin" verkörperte, sie ferner insgeheim das Vorbild der israelischen Armee sei, ohne daß 
diese ihre Qualitäten je erreicht habe. 
Und der französische Staatspräsident Mitterand erklärte am 8. Mai 1995 anläßlich des 50. 
Jahrestages des Kriegsendes: "Die deutschen Soldaten - sie waren tapfer. Sie nahmen den 
Verlust ihres Lebens hin, sie liebten ihr Vaterland. Ich verneige mich vor ihnen allen und ih-
nen gehört meine Hochachtung und Verehrung." 
Wie demgegenüber von der Bundeswehrführung sowie vom Militärgeschichtlichen For-
schungsamt über die Wehrmacht - die "Nazi-Wehrmacht" oder "Hitler-Wehrmacht", wie man 
sie neuerdings diffamiert -, wie also über die seinerzeit mehr als 18 Millionen deutschen Sol-
daten und damit zugleich über ihre Familien und das heißt letztlich über das ganze Volk geur-
teilt wird, das ist eigentlich nur noch mit Hilfe pathologischer Kategorien darzustellen.  
Der eigene Traditionserlaß von 1982, der immer noch gilt, wird seit langem in sein Gegenteil 
verkehrt. Dort heißt es nämlich: "Tradition verbindet die Generationen, sichert die Identität 
und schlägt eine Brücke zwischen Vergangenheit und Zukunft. Tradition ist eine wesentliche 
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Grundlage für menschliche Kultur."  
Mit dieser Formulierung wäre es immerhin möglich gewesen, wenigstens für das auf Traditi-
on so angewiesene Militär die "Kunst des Erinnerns" zu verwirklichen. Aber, wie gesagt, das 
absolute Gegenteil ist leider der Fall. 
Beispiel für die Zerstörung von Tradition und Identität ist die Umbenennungen von Kasernen. 
Jüngste Maßnahme ist die Abschaffung des Traditions- und Ehrennamens "Mölders" für das 
Jagdgeschwader und eine Kaserne.<< 
Der deutsche Publizist Klaus Wippermann schrieb am 28. Mai 2005 in der Wochenzeitung 
"Preußische Allgemeine Zeitung" (x887/...): >>"Nie wieder Deutschland" 
Erinnern - Vergessen - Verachten: Zum Umgang der Deutschen mit dem Gedenken / Teil II  
In einer solchen Zeit ist auch die vielgerühmte Innere Führung nichts als Aktenstaub, wenn 
sie nicht gegen Anpassertum und Opportunismus vorgelebt wird. Ein Beispiel dafür ist der 
"unehrenhaft" entlassene Brigadegeneral Reinhard Günzel.  
In seiner wegweisenden Rede vom Frühjahr 2004 in Berlin über "Das Ethos des Offiziers" hat 
er die heute mehr als je notwendigen Wertorientierungen benannt. Nachdem er die Kategorien 
Opportunismus und Feigheit als für das deutsche Militär offenbar neue, verbindliche "Qualitä-
ten" aus eigener Erfahrung charakterisiert hatte, schloß er mit einem Ausblick auf dieselbe 
"Qualitäten" unserer veröffentlichten Meinung mit einem Zitat des Dichters Gottfried Benn: 
"Das Abendland geht nicht zugrunde an den totalitären Systemen, auch nicht an seiner geisti-
gen Armut, sondern an dem hündischen Kriechen seiner Intelligenz vor den politischen 
Zweckmäßigkeiten." … 
Ein gewisser Schwerpunkt soll im folgenden sein, wie es zu diesem deutschen Sonderweg des 
Verlustes von nationaler wie staatlicher Selbstachtung gekommen ist, - wer diese Entwick-
lung in den vergangenen Jahrzehnten beeinflußte und wer sie heute fördert - und nicht zuletzt: 
welche Interessen und Ziele dahinter stehen. …<<  
Die Zeitschrift "Stern" berichtete am 30. Juni 2011: >>... Ende der Wehrpflicht 
"Wir dienen Deutschland" ab jetzt freiwillig 
Die Wehrpflicht ist 55 Jahre alt geworden. Mehr sollen es nicht werden. Wehr- und Zivil-
dienst werden ersetzt. Von Freitag an sollen es Freiwillige richten. 
Nach 55 Jahren ist die Wehrpflicht in Deutschland Geschichte. Von Freitag an werden Wehr- 
und Zivildienst durch neue Freiwilligendienste ersetzt, die Männern und Frauen offen stehen. 
Verteidigungsminister Thomas de Maizière (CDU) will künftig mit dem Slogan "Wir. Die-
nen. Deutschland" die Nachwuchswerbung verstärken. Der Wehrbeauftragte Hellmut Königs-
haus (FDP) will die Bundeswehr durch verschiedene Maßnahmen attraktiver machen, um die 
angestrebte Personalstärke von 175.000 Soldaten zu sichern. 
Die Wehrpflicht war in der Bundesrepublik im Juli 1956 per Gesetz eingeführt worden. Die 
ersten 10.000 Wehrpflichtigen wurden zum 1. April 1957 eingezogen. Seitdem haben insge-
samt 8,3 Millionen junge Männer ihren Pflichtdienst geleistet. Die letzten 12.000 Wehrpflich-
tigen wurden zum 3. Januar dieses Jahres einberufen. Ihre sechsmonatige Dienstzeit endete 
am Donnerstag. Die Wehrpflicht bleibt allerdings im Grundgesetz verankert und kann bei Be-
darf mit einfacher Mehrheit in Bundestag und Bundesrat wieder eingeführt werden. 
Die Bufdis sollen es nun richten 
Verteidigungsminister de Maizière will am Montag die ersten freiwillig Wehrdienstleistenden 
in Berlin begrüßen. Ihr Dienst wird bis zu 23 Monate dauern und mit 777 bis 1.146 Euro mo-
natlich vergütet. Der Minister setzt darauf, daß künftig mindestens 5.000 Freiwillige der Bun-
deswehr angehören werden. Das Familienministerium kalkuliert deutlich optimistischer für 
den Zivildienst-Ersatz und geht von 35.000 sogenannten Bufdis (Bundesfreiwilligendienstlei-
stende) bereits im kommenden Jahr aus. Zum 1. Juli werden allerdings erst 2.000 bis 3.000 
Frauen und Männer eingestellt. 
Wehrbeauftragter Königshaus sagte, die Aussetzung der Wehrpflicht bedeute eine "völlige 
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Veränderung des Charakters der Bundeswehr". Niemand müsse sich mehr zwangsläufig mit 
der Truppe befassen. Mit den bisherigen Bewerberzahlen zeigte sich Königshaus dennoch 
zufrieden. "Wir sehen, daß in dieser gravierenden Form offenbar nicht Realität geworden 
sind", sagte er. 
Die aktuellsten Zahlen stammen von Anfang Juni. Zu diesem Zeitpunkt hatten sich bereits 
5.500 junge Leute für den freiwilligen Wehrdienst gemeldet. Hinzu kamen 4.500 Grundwehr-
dienstleistende, die sich freiwillig zu einer längeren Dienstzeit verpflichteten. 
Offen auch für in Deutschland lebende Ausländer? 
Königshaus betonte, daß man sich trotzdem nicht zurücklehnen könne. "Man muß schon se-
hen, daß man mehr Attraktivität schafft", sagte der FDP-Politiker. Er sprach sich unter ande-
rem dafür aus, den Soldaten durch ein neues Stationierungskonzept häufige Standortwechsel 
zu ersparen. Auch Unterbringung und Versorgung in den Kasernen müßten verbessert und 
finanzielle Anreize gesetzt werden. Königshaus befürwortete Verpflichtungsprämien wie in 
den USA. 
Er zeigte sich auch offen für die Aufnahme von in Deutschland lebenden Ausländern in die 
Bundeswehr. Für Bewerber ohne deutschen Paß müßte es dann allerdings auch "eine verein-
fachte Möglichkeit der Einbürgerung" geben. Die Gefahr einer Entwicklung der Bundeswehr 
zu einer "Unterschichtenarmee" nach dem Aussetzen der Wehrpflicht sieht der Wehrbeauf-
tragte nicht. "Wir haben zurzeit die am besten gebildete und ausgebildete Armee der Welt." 
Die Bundeswehr biete Bildungschancen und Aufstiegsmöglichkeiten, die es woanders nicht 
gebe, deswegen sehe er "die Gefahr einer Verrohung nicht".<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 9. Februar 2013 
(x887/...): >>Halbe Wahrheit ist ganze Lüge 
Alfred M. de Zayas erweitert "Die Wehrmacht-Untersuchungsstelle" 
Obwohl "Die Wehrmacht-Untersuchungsstelle für Verletzungen des Völkerrechts. Dokumen-
tation alliierter Kriegsverbrechen im Zweiten Weltkrieg" bereits 1979 erschienen ist, ist die 
achte, erweiterte Auflage keineswegs eine "olle Kamelle!" Jeder, dem keine der früheren Aus-
gaben gegenwärtig ist, wird das Buch auch heute noch, mit Gewinn in die Hand nehmen. 
Vom April 1995 bis Oktober 1999 wurde die Wanderausstellung "Vernichtungskrieg. Verbre-
chen der Wehrmacht 1941 bis 1944" gezeigt. Die Wehrmacht wurde als verbrecherische Or-
ganisation dargestellt, also negativer als sie die Siegermächte in Nürnberg beurteilt hatten. 
Vor allem dem polnischen Historiker Bogdan Musial ist es zu verdanken, daß die Ausstellung 
ihr abruptes Ende fand.  
Wieder ist es ein Ausländer - Alfred M. de Zayas ist ein US-Amerikaner -, der uns mit einer 
Wirklichkeit vertraut macht, über die jeder politisch aufgeschlossene Deutsche Bescheid wis-
sen sollte. De Zayas ist über jeden Zweifel erhaben, die Geschichte zu Gunsten Deutschlands 
umschreiben zu wollen. Dementsprechend waren die Rezensionen der ersten Auflagen fast 
überschwenglich. "Eine der wichtigsten Veröffentlichungen zur Zeitgeschichte", schrieb da-
mals "Die Welt". Bis heute gab es keine Anregungen, die Fakten oder die Sichtweise des Au-
tors zu korrigieren. Aber ob es heute noch verbreiteten Beifall gibt? 
Ja, Wehrmachtsangehörige haben schwere Verbrechen an Zivilisten und Gefangenen began-
gen, und derlei war nicht die seltene Ausnahme. Doch zweierlei gilt es zu berücksichtigen: 
Auch die Alliierten haben sich insofern versündigt, und Wehrmachtsangehörige mußten mit 
harten Strafen rechnen, wenn sie ohne Weisung von ganz oben ihre Pflichten schwer verletz-
ten. Nicht wenige wurden, weil sie sich an Fremden vergangen hatten, von deutschen Militär-
gerichten hingerichtet. 
De Zayas betont nachdrücklich, daß ihm jedes Aufrechnen fernliegt. Aber halbe Wahrheit ist 
ganze Lüge. Kein Verbrechen wird durch vorausgegangene Verbrechen der anderen Seite 
gerechtfertigt. 
De Zayas' Resümee lautet: "In Tausenden von richterlichen Ermittlungen stellte die Wehr-
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macht-Untersuchungsstelle fest, daß Wehrmachtssoldaten nicht nur Täter, sondern auch Opfer 
waren. Deutsche Soldaten beziehungsweise Kriegsgefangene sind völkerrechtswidrig auf al-
len Kriegsschauplätzen erschossen worden, vor allem in der Sowjetunion …" Wichtig ist auch 
zu wissen, daß, wie Zayas betont, "die Wehrmacht-Untersuchungsstelle eine gewissenhafte 
und justizkonforme Dokumentation betrieben hat". 
Alfred M. de Zayas: "Die Wehrmacht-Untersuchungsstelle für Verletzungen des Völker-
rechts. Dokumentation alliierter Kriegsverbrechen im Zweiten Weltkrieg", ... Beltheim-
Schnellbach 2012 ...<<  
Die Tageszeitung "Süddeutsche Zeitung" berichtete am 18. November 2013: >>US-Geheim-
diensttätigkeiten Wie souverän ist Deutschland?  
Die Recherchen zum geheimen Krieg der USA zeigen: Auf deutschem Boden existieren of-
fenkundig zwei Staatsgewalten - die deutsche und die amerikanische. Wenn die Deutschen 
das Schalten und Walten der US-Geheimdienste tolerieren, akzeptieren, respektieren, wirft 
das die Frage nach ihrer Souveränität auf. … 
Es hat einen Entstaatlichungsprozeß gegeben - das bekannteste Kürzel dafür heißt Europäi-
sche Union. Die Nationalstaaten sind von dem dichten Geflecht einer EU-Rechts- und Quasi-
Verfassungsordnung umgeben, dazu auch noch von vielen internationalen Vertragswerken 
eingehüllt. Die Staatsrechtler und die Politikwissenschaftler reden daher von 'offenen Staaten' 
und von einer 'Welt jenseits des Staates'; sie konstatieren eine Postnationalisierung des Ver-
fassungsrechts, sie reden von einem europarechtlich überlagerten Grundgesetz und einer rela-
tivierten Staatlichkeit. Mit dieser relativierten Staatlichkeit ringt auch das Bundesverfas-
sungsgericht in jeder seiner Euro-Entscheidungen: Wieviel Hoheit braucht der Staat, um noch 
als Staat zu existieren? … 
Es existieren offensichtlich zwei Staatsgewalten in Deutschland: erstens die deutsche, und 
zwar in der Gestalt, die ihr die EU- und andere Verträge gegeben haben; daneben zweitens die 
US-amerikanische, in nicht genau bekannter Form. Mit zwei nebeneinander existierenden 
Macht- und Herrschaftssystemen gibt es freilich in Deutschland reiche Erfahrungen: Jahrhun-
derte lange waren das zuerst Kaiser und Papst, dann Staat und Kirche.<< 
Das Nachrichtenmagazin "DER SPIEGEL" (3/2015) berichtete am 10. Januar 2015 über mög-
liche Folgen der NATO-Osterweiterung: >>Gorbatschow warnt vor einem großen Krieg in 
Europa und erhebt schwere Vorwürfe gegen Putin, Deutschland und Amerika 
Michail Gorbatschow warnt vor einem großen Krieg in Europa wegen der Ukraine.  
"Ein solcher Krieg würde heute wohl unweigerlich in einen Atomkrieg münden. Wenn ange-
sichts dieser angeheizten Stimmung einer die Nerven verliert, werden wir die nächsten Jahre 
nicht überleben", erklärte der Friedensnobelpreisträger gegenüber dem SPIEGEL. "Ich sage 
so etwas nicht leichtfertig. Ich mache mir wirklich allergrößte Sorgen."  
Angesichts eines "katastrophalen Vertrauensverlustes" zwischen Rußland und dem Westen 
forderte er dazu auf, die Beziehungen zu "enteisen", und wandte sich gegen Versuche, Ruß-
land zu isolieren, und gegen westliche Wirtschaftssanktionen.  
"Es war auch falsch, Rußland aus der G8 auszuschließen. Das erinnert an Blutrache und führt 
ins Nichts", sagte Gorbatschow.  
In scharfen Worten kritisierte er die deutsche Ukraine-Politik. "Das neue Deutschland will 
sich überall einmischen. In Deutschland möchten anscheinend viele bei der neuen Teilung 
Europas mitmachen", sagte er.  
"Deutschland hat im Zweiten Weltkrieg schon einmal versucht, seinen Machtbereich nach 
Osten zu erweitern. Welche Lektion braucht es noch?"  
Als "saudumm und höchst gefährlich" bezeichnete der letzte Staatschef der Sowjetunion Ge-
dankenspiele im Westen, Putin zu stürzen.  
Amerika und der Nato warf Gorbatschow vor, die europäische Sicherheitsstruktur durch die 
Erweiterung des westlichen Verteidigungsbündnisses zerstört zu haben.  
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"Kein Kremlchef kann so etwas ignorieren", sagte er, Amerika habe leider angefangen, ein 
Mega-Imperium zu errichten.  
Gorbatschow verteidigte Putins Annexion der Krim, kritisierte aber Putins autoritären Füh-
rungsstil. "Wir brauchen freie Wahlen und die Teilnahme der Menschen am politischen Pro-
zeß", sagte er.  
"Es ist schlicht nicht in Ordnung, wenn jemand wie der Anti-Korruptions-Blogger und Politi-
ker Alexej Nawalny unter Hausarrest gestellt wird, nur weil er den Mund aufgemacht hat."<< 
Die Wochenzeitung "JUNGE FREIHEIT" berichtete am 21. September 2015: >>US-Regie-
rung will Atomwaffen in Deutschland aufrüsten 
Die Vereinigten Staaten planen eine Modernisierung ihres Atomwaffenbestandes in Deutsch-
land. Auf dem Bundeswehr-Fliegerhorst Büchel in Rheinland-Pfalz würde in diesen Tagen 
mit den Vorbereitungen für die Stationierung neuartiger, taktischer Nuklearwaffen begonnen, 
berichtete das ZDF unter Berufung auf amerikanische Haushaltspläne. 
Sicherheitsexperten bestätigen, daß die Atomwaffen vom Typ B 61-12 wesentlich zielgenauer 
seien als die alten Bestände. Kritiker vom "Nuclear Information Projects" in Washington be-
fürchten, daß die Grenzen zwischen taktischen und strategischen Nuklearwaffen nicht mehr 
klar gezogen werden könnten. Dadurch werde ihr Einsatz wahrscheinlicher. 
Rußland verurteilt deutsche Beteiligung 
Rußland kritisierte die Stationierung der Waffen in Deutschland als Verstoß gegen den 
Atomwaffensperrvertrag. "Uns beunruhigt, daß Staaten, die eigentlich keine Atomwaffen be-
sitzen, den Einsatz dieser Waffen üben, und zwar im Rahmen der NATO-Praxis der Nuklea-
ren Teilhabe", sagte die Sprecherin des russischen Außenministeriums, Maria Sacharowa, 
gegenüber "Frontal 21". Dies sei eine Verletzung des Atomwaffensperrvertrages. 
Deutschland ist über das Konzept der "nuklearen Teilhabe" in die Abschreckungspolitik der 
Nato eingebunden. Das bedeutet, daß Staaten ohne eigene Atomwaffen in die entsprechenden 
Gremien eingebunden sind und über den Einsatz der Waffen mitberaten und mitentscheiden. 
Darüber hinaus müssen die Teilhabestaaten Flugzeuge zum Einsatz der Waffen bereithalten. 
Auf die Zündcodes haben jedoch ausschließlich die Vereinigten Staaten Zugriff.<< 
Die Wochenzeitung "Preußische Allgemeine Zeitung" berichtete am 9. Oktober 2015: >>Die 
US-Luftwaffe ist dabei, auf dem Bundeswehr-Fliegerhorst Büchel in Rheinland-Pfalz 
neue Atomwaffen zu stationieren, darunter Marschflugkörper  
Das hat ein Polit-Magazin des ZDF aufgedeckt. Sollte das geschehen, so könnte das die stra-
tegische Balance in Europa beeinträchtigen. In diesem Falle, so der russische Regierungsspre-
cher Dmitri Peskow, würde Moskau Gegenmaßnahmen ergreifen. 
Es kann nicht überraschen, daß das Bundesverteidigungsministerium zu diesem Vorgang 
nichts zu sagen weiß. Dabei ist Deutschland weitaus mehr darin verstrickt als nur dadurch, 
daß die Atomwaffen auf deutschem Territorium gelagert werden, einem Territorium aller-
dings, das zwar formal deutsch, aber der deutschen Souveränität entzogen ist.  
Wie wenig diese Souveränität tatsächlich zählt, zeigt die Vergeblichkeit, mit welcher der 
Bundestag im Jahr 2010 mit großer Mehrheit den Beschluß gefaßt hat, die Bundesregierung 
solle sich "gegenüber den amerikanischen Verbündeten mit Nachdruck für den Abzug der 
US-Atomwaffen aus Deutschland einsetzen". Sollte die Bundesregierung das je versucht ha-
ben, dürfte das in Washington zur Heiterkeit Anlaß gegeben haben. 
Immerhin äußerte sich die Bundeskanzlerin zu den neuen Atomwaffen, wenn auch derart ge-
wunden, daß es ans Unverständliche grenzte: Man wolle Rußland zwar nicht provozieren, 
"aber es ist natürlich auch so, wenn Sie sich Rußlands Rüstungspolitik anschauen und Moder-
nisierungspolitik, dann ist es nicht so, daß dort gar nichts passiert, das heißt, es gibt auch kei-
nen Grund, nichts zu tun". Und: die Modernisierung der US-Atomwaffen werde fortgesetzt. 
Gravierender als das Kanzler-Geschwurbel ist der Umstand, daß im US-Militärhaushalt Gel-
der dafür vorgesehen sind, die neuen Atomwaffen-Systeme B 61-12 in deutsche "Tornados" 
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einzubauen. Ebenso sollen deutsche Piloten an den Waffen ausgebildet werden. Damit ist der 
Rubikon überschritten.  
In der Auswirkung derartiger Vorbereitungen wird Deutschland zur Atommacht durch die 
Hintertür werden. Im Falle eines Krieges sollen deutsche Piloten im Rahmen des Nato-
Konzepts "Nukleare Teilhabe" Angriffe mit Atomwaffen gegen Rußland fliegen.  
Und das hätte ein weitaus deutlicheres Kanzler-Wort erfordert. Denn der erste "Atom-
Tornado", der die russische Grenze überfliegt, bedeutet die Vernichtung Deutschlands. Igor 
Korotschenko, russischer Militärexperte und Mitglied im Fachbeirat des russischen Verteidi-
gungsministeriums, sagte, daß, sobald diese neuen Waffen stationiert seien, der deutsche Flie-
gerhorst Büchel ins Visier russischer Interkontinentalraketen genommen werde. 
Nicht nur, daß die Verfügungsgewalt deutscher Militärs über Atomwaffen - auch wenn es US-
amerikanische sind - einen Bruch des Atomwaffensperrvertrages darstellt, der Vorgang ver-
letzt auch das nationale Verfassungsrecht. Der Grundgesetzartikel 26 verbietet die Vorberei-
tung eines Angriffskrieges, und das Ausführungsgesetz zu diesem Artikel bestimmt in seinem 
Paragraphen 17, daß es verboten ist, Atomwaffen "einzuführen, auszuführen, durch das Bun-
desgebiet durchzuführen oder sonst in das Bundesgebiet oder aus dem Bundesgebiet zu 
verbringen oder sonst die tatsächliche Gewalt über sie auszuüben".<< 
Die "Neue Rheinische Zeitung-ONLINE" veröffentlichte am 27. April 2016 ein Interview mit 
dem deutschen Dramatiker Rolf Hochhuth: >>Krieg und Frieden 
Zum Erscheinen des Buches "Ausstieg aus der NATO - oder Finis Germaniae" 
"Wir Deutschen, willenlose Satelliten des Pentagons" 
Am 31. März 2016 ist ein ungewöhnliches Buch erschienen. Autor ist Rolf Hochhuth. Es trägt 
den Titel: "Ausstieg aus der NATO - oder Finis Germaniae". Anläßlich dieses Ereignisses hat 
Armin Siegert für die russische Nachrichtenagentur Sputnik mit Rolf Hochhuth gesprochen. 
Sputnik leitet das Interview wie folgt ein: "Rolf Hochhuth, der wohl bekannteste Dramatiker 
Deutschlands, der vor kurzem seinen 85. Geburtstag feierte, ist bis heute angriffslustig und 
streitbar. Sein neuestes Buch nennt sich 'Ausstieg aus der Nato oder Finis Germaniae', also 
das Ende Deutschlands. Sputnik hat den Autor gefragt, was er damit meint." 
"Wir sind keine souveräne Macht" - "Wir sind Entmün digte" 
Herr Hochhuth, Sie nennen Ihr Buch "Ausstieg aus der Nato oder Finis Germaniae". Was 
meinen Sie damit?  
Ich meine damit, daß die Amerikaner sehr bald ihren geplanten Krieg gegen Rußland anfan-
gen und wir Deutschen dann vernichtet werden - als stärkstes europäisches Kontingent der 
Nato, als willenloser Satellit des Pentagons. Ich habe ein ganzes Buch geschrieben, um das zu 
belegen. 
Daß ich nicht in Panik rede, sondern aufgrund von Fakten panisch bin, möchte ich an folgen-
den Beispielen zeigen. Warum führt die Nato einhundert Meter, nicht Kilometer, vor der rus-
sischen Grenze, in Narwa, Estland eine Militärparade durch? Frau Merkel hat immerhin noch 
eine Teilnahme Deutschlands daran verboten. Dies ist ihr aber schon nicht mehr geglückt bei 
einem Flottenmanöver der Nato vor der Krim. Warum machen die ihre Manöver nicht zum 
Beispiel in Gibraltar? 
Mein Hauptzeuge ist Altbundeskanzler Helmut Schmidt, der vierzehn Tage vor seinem Tode 
mit höchster Beunruhigung gesagt hat, hört endlich mit dem Unfug der Sanktionen auf. Auch 
Frau Merkel will das natürlich nicht. Aber wir sind Entmündigte. Das Kabinett hat einen ehr-
lichen Menschen, den Minister Schäuble, der fatalistisch gesagt hat: "Wir müssen uns eben 
daran gewöhnen, wir sind keine souveräne Macht." 
"Die USA werden regiert von der Rüstungsindustrie" 
Die amerikanischen Alliierten haben am Ende des Zweiten Weltkrieges Ihre Heimatstadt be-
freit, sie haben die Genesung der BRD durch den Marshallplan erlebt. Woher kommt Ihr Sin-
neswandel, sich jetzt gegen den alten Freund, die USA, auszusprechen? 
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Sie waren eine unglaublich große Nation. Sie haben den Westen Europas befreit, was die 
Engländer allein nicht hingekriegt hätten. Aber ein Land verändert sich in 75 Jahren. Der Ein-
zelne bleibt ja auch nicht immer gleich. Es sind jetzt andere Leute in Amerika an der Macht, 
die das vollkommen Wahnsinnige tun, obwohl kein Gegner in Sicht ist. Sie müssen sich im-
mer erst einen suchen jenseits der Weltmeere, im Bewußtsein dessen, daß bei ihnen seit 150 
Jahren keine Fensterscheibe kaputt gegangen ist durch Kriege. Und trotzdem geben sie 51 
Prozent ihres Gesamtbudgets ins Militär! Zum Vergleich, Bismarck hat während seiner drei 
Kriege niemals mehr als 25 Prozent des Etats ins Militär gesteckt. Wozu also dieser ungeheu-
re militärische Aufbau? Antwort: Sie werden regiert von der Rüstungsindustrie, die sonst mit 
einer Steigerung der Arbeitslosenzahl droht. 
"Wir sind verrückt geworden" 
Es ist im Moment nicht gerade populär, Verständnis für Rußland zu zeigen. Warum haben Sie 
Verständnis? 
Uns steht Zurückhaltung gegenüber Rußland besser an, als jedem anderen. Und es ist meine 
Befürchtung, daß wir nichts als die nützlichen Idioten, das Kanonenfutter für die amerikani-
sche Rüstungsindustrie, die den Krieg braucht, sein werden. 
Putin wird ja auch dauernd betrogen. So schrieb Theo Sommer in der ZEIT, Rußland gesteht 
dem Baltikum zu, sich der EU anzuschließen, und das Baltikum geht in die Nato! Warum tut 
es das? Wir sind verrückt geworden. 
Sie hatten bereits vergangenes Jahr einen offenen Brief an Frau Merkel und Herrn Gauck ge-
schrieben zum Thema Nato. Haben Sie je eine Antwort bekommen? 
Von Gauck habe ich eine sehr ausweichende Antwort bekommen. Frau Merkel hat selbstver-
ständlich nicht geantwortet. 
"In Deutschland herrscht das Gesetz der Einheitspresse" 
Beim Thema Rußland gibt es auch diese merkwürdige Diskrepanz zwischen dem, was Politik 
und Medien kolportieren, und dem, was das Volk denkt sozusagen. Ist Ihnen das auch aufge-
fallen? 
In Deutschland herrscht das Gesetz der Einheitspresse. Wir haben die verächtlichste Medien-
landschaft Europas. 
Und in der Politik lehnt der Bundestag die Volksabstimmung ab, die die freie Schweiz seit 
170 Jahren hat. Wir sind die geborenen Untertanen und Mitläufer, wie sie Heinrich Mann und 
nicht nur er gezeichnet haben. 
Herr Lammert, der Vorsitzende des Bundestages, hat mir dazu in einem Briefwechsel ge-
schrieben, das Volk kann komplizierte Fragen ja gar nicht beurteilen. Woher weiß er das? Hat 
er noch nie von Wilhelm Busch gehört, von seiner Maxime: Wer zusieht, sieht mehr, als wer 
mitspielt? 
Wir sind politisch sehr unintelligent. Wir hatten einige große Männer wie Bismarck, dessen 
oberstes Gesetz zu allen Zeiten die Pflege guter Beziehungen zu Rußland war. Vier Zaren 
waren mit deutschen Fürstinnen verheiratet. Bismarck wußte, warum. So schrieb Bismarck 
auch an König Wilhelm, nie einen Krieg mit Rußland anzufangen, weil das Reich selbst im 
unwahrscheinlichen Falle eines kurzzeitigen Gelingens, einen Krieg mit Rußland niemals hin-
ter sich, sondern immer nur vor sich haben könnte. 
So auch bei Hitler, der nach dem größten Siegeszug der Weltgeschichte, die sechs Wochen, in 
denen er Frankreich überrannt hat, was die Welt schockierte, ich hab das ja selbst erlebt, ich 
war damals 12 Jahre alt, völlig den Verstand verlor, als er über seinen getreuen Rohstoffliefe-
ranten Stalin hergefallen ist. 
Und jetzt sind wir wieder soweit. Zwar nicht, um über sie herzufallen und uns sicher auch 
nicht so ohne weiteres von den Amerikanern vorschicken zu lassen, aber sie machen uns zum 
potentiellen Kriegsschauplatz. 
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"Das ist eine verabredete Stillschweigerbande" 
Herr Hochhuth, es wurde noch nie so viel geschrieben wie heute. Wie schwierig ist es heute, 
gehört zu werden? 
Was ich Ihnen gerade gesagt habe, würde selbstverständlich keine deutsche Zeitung drucken. 
Das ist eine verabredete Stillschweigerbande. Das verachte ich. 
Die BRD ist ein ekelhaftes Staatsgebilde. Ihre wahre Übersetzung heißt "Banker- und Banau-
senrepublik Deutschland", mit einer durchaus unfreien Presse, denn unsere Journalisten zen-
sieren sich selbst.<< 
Der deutsche Nachrichtensender "n-tv" berichtete am 16. November 2017: >>"Das ist un-
faßbar "Bundeswehr kämpft mit kaputten Panzern 
Die Bundeswehr sieht sich einem Bericht zufolge mit ausgeprägten Ersatzteil-Engpässen kon-
frontiert. Von 244 Kampfpanzern seien derzeit nur noch 95 einsatzbereit. … 
Strukturelle Mängel an der Spitze? 
"Das ist unfaßbar", kommentierte der Vorsitzende des Verteidigungsausschusses, Wolfgang 
Hellmich. Trotz aller Bekundungen der Spitze des Ministeriums zur Verbesserung des Be-
schaffungswesens lägen "tiefgreifende Mängel" vor, die struktureller Art seien, erklärte der 
Verteidigungsexperte. 
"Wie soll die Truppe denn in Übung gehen, einsatzbereit sein, wenn ein Drittel des Bestandes 
schon in der Nutzung, also in Übung und Einsatz, ausfällt und nicht repariert werden kann, 
weil Ersatzteile fehlen und nicht beschafft werden können?", sagte Hellmich und fügte hinzu: 
"Es muß die Frage gestellt werden, wer die Verantwortung für dieses Desaster trägt." … 
Beim Kampfpanzer Leopard 2 handelt es sich um eines der wichtigsten Waffensysteme des 
Heeres. Das bis zu 65 Tonnen schwere und maximal 72 km/h schnelle Kettenfahrzeug kann 
aus seiner Hauptwaffe, der Glattrohrkanone im Kaliber 120 Millimeter, verschiedene Spezial-
geschosse auf bis zu sechs Kilometer entfernte Ziele abfeuern. …<< 
Infolge der Steigerung von Auslandseinsätzen, Aussetzung der Wehrpflicht (ab 1. Juli 2011), 
der Reduzierung der Streitkräfte von 330.000 auf 180.000 Soldaten und wegen ungenügender 
Finanzierung ist die Bundeswehr heute von der zivilen Gesellschaft entkoppelt und praktisch 
nicht mehr verteidigungsfähig.  
 


